
Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Ing. Reinhold Einwallner, 
Genossinnen und Genossen 

betreffend Personalengpass bei der Polizei -verbessern wir endlich die Arbeitsbedingungen! 

Immer wieder wird betont, dass Sicherheit ein menschliches Grundbedürfnis ist. In diesem 
Zusammenhang ist eine funktionierende und regional gut vernetzte Polizei, die umfassend für 
Ordnung und Sicherheit sorgt, ein wichtiger Grundpfeiler. 

Die Herausforderungen für die Exekutive sind in den vergangenen Jahren in einigen Bereichen 
deutlich gewachsen. Damit sind auch vermehrte Belastungen für die Polizistinnen und Polizisten 
einhergegangen, vor allem auch deshalb, weil sich die personelle Situation der Polizei in den 
vergangenen Jahren immer mehr zugespitzt hat. 

Aufgrund der hohen Zahl an anstehenden Pensionierungen muss mittlerweile davon ausgegangen 
werden, dass freiwerdende Planstellen nicht mehr zur Gänze nachbesetzt werden können. Zusätzlich 
verlassen oftmals auch jüngere Polizistinnen und Polizisten die Bundespolizei. Die Gründe dafür sind 
vielschichtig. Die Stressfaktoren im Dienst und die niedrigen Gehälter werden am häufigsten genannt. 
Die fehlende Planbarkeit in Kombination mit einer hohen Stundenbelastung wird ebenfalls als negativ 
empfunden (monatlich 50 Mehrdienststunden, oft sogar darüber hinaus sind die Regel). 

Am 12.4.2023 wurde im Landtag von Vorarlberg einstimmig - also auch mit den Stimmen der 
Regierungsfraktionen ÖVP und Grünen - ein Antrag beschlossen, in dem 13 Punkte für einen 
attraktiveren Polizeidienst gefordert werden. Es geht um konkrete Maßnahmen mit denen die Situation 
der Polizistinnen und Polizisten aktiv verbessert werden soll, ein Vorhaben, das österreichweit 
notwendig ist. 

folgende Punkte hat der Vorarlberger Landtag mit diesem Antrag konkret beschlossen: 

Die Vomrlberger Land<!sregierung wird ersucht, 

a. sich bei der Bundesregierung {.Ü?fiir ein::usetzen, dass 
/) bei Bundespoli::isti11ne11 und -polbsten. die in Vorarlberg ihren Dienst versehen, <!in 

entsprechender Ausgleich des Kai!fkrajfdefi::its als Teil der Besoldung geschaffen wird. 
2) ein Grundgehaltfür den Exekutivbereich siche1xestellt wird. das dem Stellenwert und der 

Gefahrenlage des Poh::eiberufes entspricht und gleichzeitig mehr Rücksicht auf die 
privaten um/familiären Interessen der Bediensteten nimmt, bessere P!unbarkeitfür die 
Afitarbeitenden sicherstellt und verpflichtende Mehrdienstleistungen reduziert (l.Vegfal! 
von diversen Zulagen zu einem ., All-111-Gelwlt ") . 

3) eine Flexibilisiernng des Beschäftigungsausmaßes vorangetrieben wird (Bsp. Allasteiluit 
für ältere Mitarbeiwnde im Polizeidienst, Anpassung der Teilzeilregelungßir 
mitarbeitende Afürter im Polizeidienst) 

4) im Dienstplamystem der Bundespoli:::ei künftig mehr Rücksicht auf die primte11 und 
familiären Bediüfnisse der Bediensteten genommen wird. 

5) Afodel!e zur Karriereplanung und Obernahme von Führungs1•erantit'Ortung weiter 
vorangetrieben werden und Attraktivitätssteigeru11genfür }vfitarbeite1ule (z.B. ., Jobmd ') 
auf alle Dienststellen ausgerollt werden, 

6) :::ukunfisgerichtete Verwaltungsvereinfac/11111ge11 in 1111terschiedlic/1en Baeichen des 
Polizeibereiches (vereinfachte An::eigeerstattung. Erleic/uenmg der Ad111inis1ratio11 d11rclt 
verbesserte bediener.fi"l!undliche Ni1tzu11g der Digitalisierung, Verfiigbarkeitfür besti111111te 
Tlie111e11bereic/Je mit Amtsstunden- 1111d Sprechstundenrl!gelw1ge11 etc.) forciert werden 
und damit ein<! spürbar<! Reduktion von bürokratischen Vorgaben erzielt wird, 

7) das Bewerbungspro::edere eil!facher und bediene1:fi"l!W1dlicher gestalll!I wird. 
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8) gcpri!fi wird, ob die Aufnahme in den Poli:::eidienst mit einer Beß·eiung vom Wehrdienst 
verknüpft werden kann. 

9) eine bessere Ausstattung der Dienslsrellen mit (mobilen) PC-Arbeitsplätzen, ei11 Ausbou 
der Leitungskapa:::itäten und die Installation \'Oll WLAN sichergestellt wird, 

10) die IVertigkeit der LPD Vorarlberg an die der a11dere11 Bundes! ändcr angeglichen wird. 

b. die Punkte aus der Sicherheits Ferei11barung rA11trog Z! ~2.01 .2../3 rnm 16.l~.2021) 
zwischen Bu11d u11d Land mit Nachdruck einzufordern bzw. w11:::11setzen sowie im eigenen 
Wirk1111gshereichfolgende Maßnahmen zu setzen: 

l) im Zuge eines Modellprojektes :::u priifiä1. welche A1öglichkeiten es gibt, 
Bundespoli:::isti11ne11 und -po!izisten bei der Zuweisung gemeinnütziger IYofmungen 
shirker zu berücksichtigen: 

~J ein J'vfode!! an::.uhieten, dasfiir B1mdespoli::.isti1111e11 und -poli::.isten die Nw::.u11g des 
Vorarlberger Verkehrsrerhundes (VVV) weiter allraktiviert: 

3) in Zusammenarbeit mit dem Bundesministeriumfür inneres Kooperationsmög!ichkeitm 
im Bereich der Kinderbetreuung mit Gemeinden und priPate11 Betreibem l'Or(tn:::11lreiben: 

Darüber hinaus befi'irwortet der Vorarlberger Landtag Adaptierungen betreffe11d die Organisation 
des Sicherheitsdienstes insbesondere in den Ballungsräumen, die - unter Erhalt der der::.eir 
hestehenden Dimststel!en -· konkrete Erleicl1terw1gmfür die Afitarbeiterimzen und Mitarbeiter illl 
operativen Polizeidienst bringen (dienststellenübergre[fende .S}nergien nutzen, etc.). Erklär/es 
Ziel ist dabei die Ordnung und Sichaheil in Vorarlberg umfassend gewährleisten ::.11 können. 
Zudem betont der Vorarlberger Landtag die Bedeutung eines starkenfimktio11stüchtige11 
Rechtsstaates sowie einer erfolgreichen Poli:::eiarbeit. 1velchefür den Erhalt und die Sicherung 
des so:::ialen Friedens i11 unserer Gesellsclzajt unabdingbar sind. Die Unterstützung derfur den 
Staat handelnden Personen - erforder!ichenf'alls auclz zur Umse1zu11g des Gewal!monopols bei der 
Ausiibung von Befehls- und Zwangsgewalt - muss sowohl von der Politik als auch vm1 den 
zuständigen staatlichen Organisationsbereichen sichergestellt werden. ·· 

Vor diesem Hintergrund stellen die unterzeichnenden Abgeordneten folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

„ Die Bundesregierung und insbesondere der Bundesminister für Inneres wird aufgefordert, umgehend 
auf die prekäre Personalsituation bei der Polizei zu reagieren und dem Nationalrat sowie dem 
Bundesrat umgehend eine Gesetzesvorlage zuzuleiten, mit der die Besoldung der Polizist*innen gegen 
den Kaufkraftverlust durch die galoppierende Inflation abgesichert wird. Zudem wird der 
Bundesminister aufgefordert, die dringend notwendigen Verbesserungen, die durch den Vorarlberger 
Landtag vorgeschlagen wurden zu prüfen und soweit möglich bundesweit in Geltung zu bringen. " 

O ke · 
~ (.i<ed 

Zuweisungsvorschlag: Ausschuss für Inneres 
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